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119. Verordnung: 18. Änderung der Arzneitaxe
1 2 0 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 9/1966 des Rates der Europäischen

Freihandelsassoziation über Abänderung der Einleitenden Anmerkung 4 zu
Beilage II des Anhangs B des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen
Freihandelsassoziation

1 2 1 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 7/1966 des Gemeinsamen Rates über
Anwendung des Beschlusses Nr. 9/1966 des Rates der Europäischen
Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland

122. Kundmachung: Beitritt Mauretaniens zum Protokoll über militärische Pflichten in gewissen
Fällen von doppelter Staatsangehörigkeit

1 2 3 . Kundmachung: Änderung der Verfahrensordnung des Europäischen Gerichtshofes für
Menschenrechte

124. Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt

119 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 1. Juli 1966, wo-
mit die Österreichische Arzneitaxe 1962 neuer-
lich abgeändert wird (18. Änderung der

Arzneitaxe)

Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 18. De-
zember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens wird verordnet:

Die Österreichische Arzneitaxe 1962, BGBl.
Nr. 128, in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 39/1966 wird abgeändert wie folgt:

Artikel I

1. In der Anlage B werden die Preisansätze
der nachstehend angeführten Arzneimittel und
Behältnisse wie folgt festgesetzt:
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Artikel II

Die Verordnung tritt mit 1. Juli 1966 in Kraft.

Rehor
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1 2 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 21. Juni 1966, womit der Beschluß
Nr. 9/1966 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über Abänderung der Ein-
leitenden Anmerkung 4 zu Beilage II des Anhangs B des Übereinkommens zur Errichtung der
Europäischen Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung

BGBl. Nr. 35/1966) verlautbart wird

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 9/66
1 Anlage

BESCHLUSS DES RATES Nr. 9/1966

(In der 18. Sitzung am 28. April 1966 gefaßt)

ABÄNDERUNG DER EINLEITENDEN AN-
MERKUNG 4 ZU BEILAGE II DES

ANHANGS B ZUM ÜBEREINKOMMEN

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Überein-
kommens,

gestützt auf den Ratsbeschluß Nr. 2/1960,

BESCHLOSSEN:

1. Die Einleitende Anmerkung 4 zu Beilage II
des Anhangs B zum Übereinkommen wird gemäß
Anlage zu diesem Beschluß abgeändert.

2. Dieser Beschluß ist ab 31. Mai 1966 wirksam.

3. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

Anlage zu
EFTA/DC 9/66

ABÄNDERUNG DER EINLEITENDEN AN-
MERKUNG 4 ZU BEILAGE II DES

ANHANGS B ZUM ÜBEREINKOMMEN

Die Einleitende Anmerkung 4 ist durch fol-
gende zu ersetzen:

„4. Ist in einem ursprungsbegründenden Verar-
beitungsvorgang die Verwendung bestimmter
Materialien ausgeschlossen, so gilt dies nicht:

(a) für in der Grundstoffliste genannte Mate-
rialien, vorausgesetzt, daß sie innerhalb der
Zone einem Produktionsvorgang gemäß
Anhang B Regel 1 Absatz 6 unterzogen
werden; oder

(b) für Materialien, denen bereits Zonen-
ursprung zukommt."

Klaus
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1 2 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 21. Juni 1966, womit der Beschluß Nr. 7/
1966 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 9/1966 des Rates der
Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation
und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kundmachung BGBl.

Nr. 74/1966), verlautbart wird

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 7/66

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 7/1966

(In der 15. Sitzung am 28. April 1966 gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,

gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Der Ratsbeschluß Nr. 9/1966 1) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen
zwischen Finnland und den Mitgliedstaaten an-
zuwenden.

2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des Asso-
ziierungs-Übereinkommens dort, wo der Zusam-
menhang dies erfordert, sinngemäß auf den Rats-
beschluß Nr. 9/1966 anzuwenden.

3. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

1) Der Beschluß Nr. 9/1966 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 120/1966 verlautbart.

Klaus

1 2 2 . Kundmachung des Bundeskanzleram-
tes vom 24. Juni 1966, betreffend den Beitritt
Mauretaniens zum Protokoll über militäri-
sche Pflichten in gewissen Fällen von doppel-

ter Staatsangehörigkeit

Nach einer Mitteilung der Rechtsabteilung der
Vereinten Nationen ist seit der Kundmachung

BGBl. Nr. 50/1960 Mauretanien dem Protokoll
über militärische Pflichten in gewissen Fällen von
doppelter Staatsangehörigkeit, BGBl. Nr. 214/
1958, beigetreten. Das Protokoll ist für Maure-
tanien am 31. Mai 1966 in Kraft getreten.

Klaus
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1 2 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 24. Juni 1966, betreffend eine Änderung
der Verfahrensordnung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte

Der Artikel 21 Absatz 2 der Verfahrensordnung des Europäischen Gerichtshofes für Menschen-
rechte, BGBl. Nr. 108/1963, hat durch einen Beschluß, den der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte zufolge einer Mitteilung seines Kanzlers in der Plenarsitzung am 28. und 29. September
1965 gefaßt hat, folgende Fassung erhalten:

(Übersetzung)

2. Bei Mitteilungen nach Ar-
tikel 32 fordert der Kanzler

a) die Vertragspartei, gegen
welche das Verfahren vor
der Kommission ange-
strengt worden war, auf,
ihm binnen dreißig Tagen
Namen und Anschrift
ihres Prozeßbevollmäch-
tigten anzugeben,

b) alle sonstigen Vertrags-
parteien, die nach Ar-
tikel 48 der Konvention
befugt zu sein scheinen,
den Gerichtshof anzu-
rufen, und die von dieser
Möglichkeit keinen Ge-
brauch gemacht haben,
auf, ihm binnen dreißig
Tagen mitzuteilen, ob sie
in dem beim Gerichtshof
anhängigen Verfahren als
Partei auftreten wollen,
und ihm in diesem Fall
Namen und Anschrift
ihrer Prozeßbevollmäch-
tigten anzugeben.

Klaus

1 2 4 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 4. Juli 1966 betreffend die Be-
richtigung von Druckfehlern im Bundesge-

setzblatt

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 7. Dezember 1920, BGBl. Nr. 33, über das
Bundesgesetzblatt beziehungsweise auf Grund des
§ 7 des Wiederverlautbarungsgesetzes, BGBl.
Nr. 114/1947, wird kundgemacht:

1. Die Verordnung des Bundesministeriums für
Unterricht vom 18. Feber 1965, BGBl. Nr. 43,
mit welcher die Verordnung betreffend die Lehr-
pläne für die Berufspädagogischen Lehranstalten
abgeändert und ergänzt wird, wird wie folgt be-
richtigt:

Unter I der Anlage C hat es unter „Frei-
gegenstand bzw. unverbindliche Übung (Arbeits-

gemeinschaft)" statt „Jugendliches Seminar"
richtig „Jugendkundliches Seminar" zu lauten.

2. Das Bundesstatistikgesetz 1965, BGBl. Nr. 91,
wird wie folgt berichtigt:

Im § 12 Abs. 1 hat es statt „BGBl. Nr. 13/
1954" richtig „BGBl. Nr. 130/1954" zu lauten.

3. Die 9. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 126/1965, wird wie folgt berichtigt:

Unter Z. 14 hat es im neuen Wortlaut des
§ 44 a Abs. 4 statt „auf einen der in diesen Be-
stimmungen angeführten Dienstposten" richtig
„auf einem der in diesen Bestimmungen ange-
führten Dienstposten" zu lauten.
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4. Die Kundmachung der Bundesregierung vom
1. Juni 1965, BGBl. Nr. 179 und ASlg. Nr. 2,
über die Wiederverlautbarung des Gebührenan-
spruchsgesetzes wird wie folgt berichtigt:

Der § 12 Abs. 2 des Gebührenanspruchsge-
setzes 1965 hat wie folgt zu lauten:

„(2) Für die Ermittlung der Länge der Weg-
strecken, für die das Kilometergeld gebührt, ist
die kürzeste gangbare Verbindung maßgebend.
Ist die Länge der zurückgelegten Wegstrecken,
für die das Kilometergeld gebührt, nicht fest-
stellbar, so ist für jede Viertelstunde der Be-
wegung eine Vergütung in der Höhe des Kilo-
metergeldes für einen Kilometer zu leisten."

5. Das Bundesgesetz vom 17. November 1965,
BGBl. Nr. 334, betreffend Dienstzweige, Anstel-
lungserfordernisse und Amtstitel von Bundes-
beamten, wird wie folgt berichtigt:

a) In der Anlage 1 hat es unter Z. 1 statt
„BGBl. Nr. 1/1954" richtig „BGBl. Nr. 1/1955"
zu lauten.

b) In der Anlage 3 hat die Angabe der Fund-
stelle der Besonderen Prüfungsvorschrift für den
Bereich der Post- und Telegraphenverwaltung
(Post- und Telegraphenprüfungsordnung 1953)
wie folgt zu lauten:

„Verfügung Nr. I/2, Post- und Telegraphenver-
ordnungsblatt Nr. 2/1953, in der Fassung der
Verfügungen Nr. II/42, Post- und Telegraphen-
verordnungsblatt Nr. 7/1953, Nr. I/97, Post- und
Telegraphenverordnungsblatt Nr. 27/1955,
Nr. I/27, Post- und Telegraphenverordnungs-
blatt Nr. 6/1958 und Nr. I/44, Post- und Tele-
graphenverordnungsblatt Nr. 14/1965."

Klaus


